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Beschlussvorlage Oppenheim, den  31.07.2026 

  
Thema: Georg-Wiegand-Will-Platz 

hier: a) Stellung des Förderantrages 
b) Freigabe der Entwurfsplanung 

Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  
 
 

Gremium Sitzungstag  Status    

Gemeinderat Undenheim 20.08.2026  Öff.    

Haupt-, Finanz-, Dorf- und Wirtschafts-
entwicklungsausschuss Undenheim 

14.08.2026  Öff.    

 
    

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt-, Finanz-, Dorf- und Wirtschaftsentwicklungsausschuss empfiehlt, der Gemeinderat 
beschließt: 
 
a) für die Umgestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes einen Antrag auf Gewährung einer 
Zuwendung im Rahmen des Dorferneuerungsprogramms 2027 zu stellen. Die Verwaltung wird 
beauftragt, den Förderantrag inklusive aller erforderlichen Unterlagen fristgerecht bei der zu-
ständigen Bewilligungsbehörde einzureichen. Zusätzlich soll ein Antrag bei der KFW für das 
Programm 444 (NKK – Natürlicher Klimaschutz in Kommunen) eingereicht werden. 
 

b) die in der Sitzung vorgelegte und erläuterte Entwurfsplanung (Leistungsphase 3, HOAI) zur 
Umgestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes. Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser 
Grundlage die weiteren Schritte zur Genehmigungsplanung sowie zur Vorbereitung der För-
dermittelbeantragung einzuleiten. 
 

c) der Gemeinderat nimmt die aktualisierte Kostenschätzung zur Kenntnis, wonach sich die 
Gesamtkosten der Maßnahme unter Berücksichtigung der Baupreisindexierung für 2027 auf 
voraussichtlich 1.828.631,35 Mio. € brutto erhöhen. Der Gemeinderat beschließt, diese Kos-
tenerhöhung freizugeben und die Verwaltung zu beauftragen, die entsprechenden Haushalts-
mittel im Entwurf des Haushaltsplans 2027 in entsprechender Höhe zu veranschlagen. 
 
Wählen Sie ein Element aus.  
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Gemeinderat Undenheim hat sich in den vorangegangenen Sitzungen intensiv mit der 
Neugestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes befasst. Auf Basis der Machbarkeitsstudie 
des Architekturbüros Schweitzer sowie unter Einbindung der Bürgerschaft und des Arbeits-
kreises Georg-Wiegand-Will-Platz wurde in mehreren Beteiligungsformaten die Vorzugsvari-
ante (Variante 6 B) herausgearbeitet. Der Gemeinderat hat daraufhin die Ausschreibung der 
Planungsleistungen sowie die stufenweise Beauftragung des Freianlagenplaners beschlos-
sen. Die erste Beauftragungsstufe (Leistungsphasen 1–4 HOAI) wurde zwischenzeitlich abge-
rufen; das beauftragte Planungsbüro hat die Vorplanung vertieft und in der Zwischenzeit die 
Entwurfsplanung erarbeitet. 
 
Die Entwurfsplanung konkretisiert die bereits bekannten Grundzüge der Vorzugsvariante und 
bildet insbesondere die Kernelemente ab, die im Rahmen der Sitzung anhand von Plänen und 
Visualisierungen mündlich erläutert werden. 
 
Da die vollständigen Entwurfsunterlagen und Kostenschätzung erst kurzfristig vor der Gemein-
deratssitzung fertiggestellt werden, werden diese den Gremienmitgliedern in der Gemeinde-
ratssitzung final vorgelegt. Die ausführliche Erläuterung findet im Haupt-, Finanz-, Dorf- und 
Wirtschaftsentwicklungsausschuss durch das Planungsbüro statt. Die Freigabe der Entwurfs-
planung ist Grundvoraussetzung für die weitere Bearbeitung der Genehmigungsplanung (Leis-
tungsphase 4) sowie für die Erstellung einer belastbaren Kostenberechnung, die wiederum 
Grundlage des Förderantrags ist. 
 
Die Umgestaltung des Georg-Wiegand-Will-Platzes stellt aufgrund ihres Umfangs eine erheb-
liche finanzielle Belastung für den Haushalt der Ortsgemeinde dar. Eine Realisierung des Pro-
jekts in dem gewünschten Umfang ist ohne Zuwendungen Dritter nicht darstellbar. 
Das Dorferneuerungsprogramm des Landes Rheinland-Pfalz sieht für förderfähige Maßnah-
men eine Zuwendung von bis zu 70 % der anrechenbaren Kosten vor. Die konkrete Förder-
quote wird dabei nicht pauschal gewährt, sondern richtet sich im Einzelfall nach der Beurtei-
lung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Ortsgemeinde durch den Fördergeber. Eine ver-
bindliche Aussage zur tatsächlichen Förderhöhe ist daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht mög-
lich; diese steht erst mit der offiziellen Förderzusage fest. 
Um die Chancen auf eine Bewilligung im Förderjahrgang 2027 sowie eine möglichst hohe För-
derquote zu wahren, ist eine frühzeitige und vollständige Antragstellung zwingend erforderlich, 
da die Bewilligungsbehörde entsprechende Fristen sowie eine Priorisierung der eingereichten 
Projekte vorsieht. Der Förderantrag setzt in der Regel eine mit dem Gemeinderat abgestimmte 
Planungsgrundlage (Entwurfsplanung) sowie eine Kostenschätzung/-berechnung voraus, 
weshalb die Beschlusspunkte inhaltlich eng miteinander verzahnt sind und in dieser Sitzung 
gemeinsam behandelt werden. 
Sollte die Entwurfsplanung nicht beschlossen werden, ist eine Stellung des Förderantrages in 
diesem Jahr nicht mehr möglich und eine Umsetzung im Jahr 2027 ausgeschossen. 
 
Die Verwaltung weist darauf hin, dass mit der Antragstellung noch keine Verpflichtung zur 
Durchführung der Maßnahme in vollem Umfang einhergeht. Erst nach Vorliegen eines positi-
ven Zuwendungsbescheids mit Ausweisung der konkreten Förderquote sowie der haushalts-
rechtlichen Genehmigung durch die Kommunalaufsicht kann die Ausführungsplanung und 
Umsetzung (Leistungsphasen 5–9) final beauftragt werden. 
 
Im Zuge der Erarbeitung der Entwurfsplanung wurde erstmals eine belastbare Kostenschät-
zung (gemäß DIN 276, Kostenermittlungsstufe 3) erstellt. Diese ersetzt die bisherige, auf Basis 
der Machbarkeitsstudie erfolgte Kostenschätzung, die von anrechenbaren Baukosten in Höhe 
von ca. 1,25 Mio. € netto ausging. 
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Die neue Kostenschätzung berücksichtigt insbesondere: 
• den nunmehr detaillierten Planungsstand mit konkreten Mengen- und Materialansät-

zen, 
• eine Baupreisindexierung zur Berücksichtigung der bis zur geplanten Bauausführung 

im Jahr 2027 zu erwartenden Preissteigerungen, 
 

In der Gesamtschau ergibt sich hieraus eine Erhöhung der voraussichtlichen Gesamtkosten 
auf rund 1.828.631,35 Mio. € brutto. Die Verwaltung weist ausdrücklich darauf hin, dass es 
sich bei diesem Betrag um eine sorgfältig kalkulierte, jedoch vorläufige Kostenschätzung han-
delt. Die tatsächlichen Kosten können erst nach Durchführung der Ausschreibung der Bauleis-
tungen und Auswertung der eingehenden Angebote abschließend beziffert werden. Marktbe-
dingte Abweichungen, sowohl nach oben als auch nach unten sind daher nicht auszuschlie-
ßen. 
 
Um die Fördermittelbeantragung sowie die spätere Ausschreibung der Bauleistungen auf eine 
belastbare finanzielle Grundlage zu stellen, ist es erforderlich, dass der Gemeinderat die er-
höhten Gesamtkosten bereits jetzt zur Kenntnis nimmt und freigibt. Die Verwaltung wird ent-
sprechend beauftragt, die notwendigen Mittel in dieser Höhe im Entwurf des Haushaltsplans 
2027 zu veranschlagen, damit die Maßnahme nach Vorliegen des Zuwendungsbescheids zü-
gig umgesetzt werden kann. 
 
 

  
 
 


